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Risikobetrachtungen im ange-
messenen Sicherheitsabstand 

von Störfallbetrieben
Teil 2: Anwendung der SQRM an einem realen Beispiel

Edgar Neuhalfen, Peter Gamer, Arizal Arizal

Ausgangssituation

Das betrachtete Gebiet liegt in unmit-
telbarer Nachbarschaft zu einem Betriebs-
bereich (Bild 1 zeigt schematisch die 
Verhältnisse). Ein vorliegendes Sachver-
ständigengutachten nach KAS-18 kommt 
zu dem Ergebnis, dass die Fläche des Be-
bauungsplangebietes sich nahezu vollstän-
dig innerhalb des angemessenen Sicher-
heitsabstandes befindet. Zwei Bauvoran-
fragen für geplante Gebäude (Hotelerwei-
terung Gebäude 6 und Bürogebäude mit 
Publikumsverkehr Gebäude 7) konnten 
nicht positiv beschieden werden, da die 
Frage der Verträglichkeit der geplanten 

Nutzungen im angemessenen Sicherheits-
abstand nicht ausreichend geklärt werden 
konnte. Bei den Bestandsgebäuden 1 und 
2 handelt es sich eindeutig um schutzbe-
dürftige Nutzungen, bei den weiteren Ge-
bäuden ist eine Klärung offen. Allerdings 
kann eine Schutzbedürftigkeit nicht von 
vorn herein ausgeschlossen werden. Da 
die Bauvoranfragen aufgrund der Seveso-
Problematik nicht positiv beschieden wer-
den konnten, stellt sich die Grundsatzfra-
ge der zukünftigen Entwicklungs- und 
Nutzungsmöglichkeiten in unmittelbarer 
Nachbarschaft zu einem Störfallbetrieb. 

Der nachfolgende Lösungsansatz wur-
de in einem Mediationsprozess unter Lei-

tung von Prof. Dr. Jochum und in enger 
Abstimmung mit dem Sächsischen Lan-
desamt für Umwelt, Landwirtschaft und 
Geologie (LfULG) erarbeitet. Das vorlie-
gende Beispiel erläutert die in der TS 7/8 
vorgestellte Methodik an einem realen 
Beispiel. 

Alle Verfahrensbeteiligten (Betrieb, Ei-
gentümer/Nutzer der Immobilien, Behör-
de) haben sich darauf geeinigt, die vorge-
stellte Methodik als Bewertungsgrundlage 
heranzuziehen. Rechtlich kann dies am 
besten in einem B-Plan verankert werden, 
weshalb ein B-Planänderungsverfahren 
angestoßen worden ist. Da das Verfahren 
noch nicht in der Offenlage ist, erfolgt 

Bild 1 Schematische Darstellung des Untersuchungsgebietes, Kontur der Grenzwerte nach dem AEGL-Konzept und die Zoneneinteilung. Grafik: Autoren
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Gebäudes abgeschätzt werden. Beispiel-
haft werden für die bestehenden Gebäude 
1, 3 und 5 und für das geplante Gebäude 
6 die Konzentrationsverläufe am und in 
den Gebäuden dargestellt (siehe Bild 2). 
Die Reihenfolge der Nummerierung er-
folgt nach dem Abstand zum Freiset-
zungsort. Hierdurch ist deutlich erkenn-
bar, wie die Konzentration mit der Ent-
fernung abnimmt.

Für alle Gebäude wird davon ausge-
gangen, dass Personen sich dort längere 
Zeit (> 30 Min) aufhalten, sodass gene-
rell der Aufenthaltsfaktor „A2“ zugewie-
sen wird. 

Der freigesetzte Stoff ist ein Stoff mit 
stechendem Geruch und kann mittels ko-
gnitiver Fähigkeiten (riechen) in der Regel 
erkannt werden, da seine Geruchsschwelle 
sehr niedrig ist. Personen, die sich zum 
Zeitpunkt des Ereignisses außerhalb von 
Gebäuden aufhalten, können sich in nahe-
gelegenen Gebäuden in Sicherheit bringen 
(Maßnahme zur Abwendung der Gefahr). 
Personen, die durch den stechenden Ge-
ruch auf eine mögliche Gefahr aufmerksam 
werden, können weitere Maßnahmen, wie 
das Schließen der Fenster oder Türen bzw. 

keine Nennung des Vorhabens und die 
Abbildungen werden abstrakt dargestellt.

Ermittlung des 
 Individual risikos 
Gebäude

Für das abstandsbestimmende Szenario 
erfolgt unter den gleichen Rechenansät-
zen, wie im Sachverständigengutachten 
nach KAS-18, die Bestimmung der unter-
schiedlichen AEGL-Werte. Bild 1 zeigt die 
räumliche Verteilung der Gebäude und 
zweier wichtiger Freiflächen (A: Park-
platz; B: intensiver Fußgängeranteil) und 
die Kontur der Grenzkonzentrationen für 
dieses Szenario. Daraus ergibt sich die 
Zoneneinteilung für das gesamte B-Plan-
gebiet als Ausgangszustand. Die Gebäude 
1 und 2 liegen ganz oder teilweise in der 
Zone A. Sie werden somit der Schadens-
ausmaßklasse „S4“ zugeordnet. Die Ge-
bäude 3, 4 und 5 liegen in der Zone B 
und sind somit in die Schadensausmaß-
klasse „S2“ einzustufen.

Zur Ermittlung des Schadensausmaßes 
für die Nutzer der jeweiligen Gebäude 
wird die Außenkonzentration am betrach-
teten Gebäude anhand der Immissions-

konzentration am ungünstigsten reprä-
sentativen Aufschlagspunkt herangezogen. 
In Bild 1 sind die Aufschlagspunkte für 
die Gebäude 1, 3, 5, und 6 dargestellt.

Zur Abschätzung der Schadensaus-
maßklasse wird die natürliche Schutzwir-
kungen des Gebäudes ohne und mit mög-
lichen Schutzmaßnahme berücksichtigt. In 
der Tabelle 1 sind die verwendeten Luft-
wechselraten (LWR) für dieses Beispiel 
aufgeführt. 

Daraus können die Verläufe der 
Schadstoffkonzentration innerhalb eines 

Tabelle 1 Verwendete Luftwechselraten für die 
Betrachtung der Gebäude.

LWR in 1/h

10-fach

5-fach

2-fach

0,2-fach

Bezeichnung

Versammlungsräume mit 
voller Belegung und tech-
nischer Lüftung

Bürogebäude mit techni-
scher Lüftung

Bürogebäude, gekippte 
Fenster (Spaltlüftung)

nahezu luftdichtes Gebäu-
de 

Bild 2 Zeitliche Verläufe der Schadstoffkonzentration an und in den Gebäuden 1, 3, 5 und 6 unter Berücksichtigung von verschiedener LWR. Grafik: Autoren
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Abschaltung der technischen Lüftungsanla-
ge, einleiten. Es kann jedoch nicht davon 
ausgegangen werden, dass sich alle Perso-
nen der Gefahr durch den wahrnehmbaren 
toxischen Stoff ausreichend bewusst wer-
den. Im Sinne einer konservativen Betrach-
tung wird deshalb in der Bewertung ange-
nommen, dass auch bei entsprechender In-
formation bzw. Warnung über die Gefahr 
im Ereignisfall eine mögliche Gefahrenab-
wendung nicht für alle potenziell betroffe-
nen Personen hinreichend gesichert ist. 
Deshalb wird in diesem Fall generell der 
Gefahrenabwendungsfaktor „G2“ im B-
 Plangebiet für alle Nutzungen im Aus-
gangszustand angesetzt.

Bei der oben genannten Ausbreitungs-
rechnung wurde ein Versagen eines Trans-
portgebindes mit anschließender Freiset-
zung des gesamten Inhaltes des Gebindes 
im Freien unterstellt. Nach dem Stand der 
Sicherheitstechnik ist ein solches Ereignis 
sehr unwahrscheinlich, da die Transportge-
binde für das angenommene Szenario ent-
sprechend ausgelegt sind. Ein derartiger 
Schaden bzw. Ereignis ist bisher in Europa 
nicht bekannt bzw. dokumentiert. Das Er-
eignis wurde daher im oberen Bereich von 
„Dennoch Störfällen“ angesiedelt und in 
die Kategorie „W1“ mit sehr geringer Ein-
trittswahrscheinlichkeit eingestuft (klassi-
sche Einstufung eines Dennoch Ereignisses 
= „W2“).

Daraus ergeben sich die Risikozahlen 
für das Ausgangsrisiko im Plangebiet wie 
folgt (vgl. Tabelle 2). 

Im nächsten Schritt wird das Nutzungs-
risiko des jeweiligen Gebäudes unter Be-
rücksichtigung seiner natürlichen Barriere-
wirkung ermittelt. Dieses ist ganz wesent-
lich an die Luftwechselrate gebunden. Bei 
Bestandsgebäuden kann die LWR gut abge-
schätzt werden. Bei geplanten Gebäuden 
können die Ergebnisse der Risikobetrach-
tung als Vorgaben in die Planung einfließen. 

In der Tabelle 3 ist die Bewertung al-
ler Gebäude in Abhängigkeit der LWR 
und weiterer Maßnahmen dargestellt. Auf 
Basis dieser Ergebnisse, insbesondere der 
LWR, können die notwendigen Maßnah-
men festgelegt werden, um möglichst für 
jedes Gebäude bzw. jede Fläche eine Risi-
kominimierung zu erzielen. Zur besseren 
Darstellung der Einflüsse der LWR wird 
dies für alle Gebäude dargestellt. Bei ei-
nem „nahezu dichten Gebäude“ (LWR 
0,2-fach/h) ist das Risiko für Personen 
dann am geringsten. Dabei wird die Frage 
der Realisierbarkeit so geringer LWR zu-
nächst nicht weiter verfolgt. 

nahmen am Schutzobjekt unmittelbar 
nach dem Ereignis eingeleitet werden. 
Dies ist nur durch eine hochverfügbare 
Gaswarnanlage im Betriebsbereich und 
eine vollautomatische und schnellst-
mögliche Signalübertragung vom Stör-
fallbetrieb an die Schutzobjekte mög-
lich. In der Mediation wurde Einver-
nehmen zwischen dem Betreiber des 
Störfallbetriebes und dem Gebäudenut-
zer in der Nachbarschaft zur Installati-
on einer solchen Technik erzielt. Diese 
wird bei der Bewertung des Risikos für 
alle weiteren Gebäude und Freiflächen 
daher vorausgesetzt, auch wenn dies 
insbesondere für das Gebäude 1 auf-
grund der kurzen Reaktionszeiten sehr 
anspruchsvoll ist. Da das Gebäude 1 im 
Gegensatz zu allen anderen Gebäuden 
ausschließlich technisch belüftet wird, 
ist dort eine Realisierung am leichtesten 
möglich.

Als weiteres wesentliches Element der 
Maßnahmenkette auf Seiten der Schutzob-
jekte wird eine automatisierte Einrichtung 
zur Abschaltung der raumlufttechnischen 

Die Bewertung der Ergebnisse aus Ta-
belle 3 zeigt, dass für die weiter entfernt 
liegenden Bestandsgebäude 4 und 5 und 
das geplante Gebäude 7 selbst bei hohen 
LWR keine kritische Konzentration im 
Gebäude erreicht wird. Besonders kritisch 
ist dagegen das bestehende Gebäude 1 zu 
bewerten.

Anhand des zeitlichen Konzentrations-
verlaufs in Bild 2 ist erkennbar, dass eine 
sehr hohe Konzentration der toxischen Gas-
wolke bereits nach ca. einer Minute am Ge-
bäude 1 in hohen Konzentrationen auftritt. 
Aufgrund ihrer Lage ergibt sich bei den Ge-
bäuden 2 und 3 etwas mehr Zeit und eine 
geringere Konzentration im Außenbereich 
als am Gebäude 1. Im Ergebnis zeigt sich 
dies dann in der Risikobewertung bei den 
einzelnen LWR dieser Gebäude.

Maßnahmen

Aufgrund der direkten Nachbarschaft 
und der hohen Schadstoffkonzentratio-
nen im Nahbereich, insbesondere bei 
den Gebäude 1, 2 und 3, müssen Maß-

Tabelle 2 Ausgangsrisiko für die Gebäude (Bestand).

Tabelle 3 Nutzungsrisiko für die Gebäude unter Berücksichtigung deren Barrierewirkung und weiterer 
Maßnahmen.
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Anlagen für die Gebäude 1, 2 und – sofern 
erforderlich – bei weiteren Gebäuden vor-
gesehen. Das übermittelte Signal aus dem 
Betriebsbereich soll weiterhin dazu genutzt 
werden, die Nutzer in den Gebäuden und 
auf den Freiflächen über das Ereignis op-
tisch und/oder akustisch zu informieren. 
Hierdurch kann einerseits ein Selbstschutz 
eingeleitet werden und eine aktive Gefah-
renabwehr „G1“ ist möglich.

Andererseits kann in Verbindung mit 
weiteren organisatorischen Maßnahmen 
sichergestellt werden, dass Fenster und 
Türen schnellstmöglich geschlossen wer-
den. 

Freiflächen

Die Bewertung der Freiflächen 
hängt direkt mit der schnellen Alar-
mierung und Frühwarnung der betrof-
fenen Personen zusammen. In Verbin-
dung mit einem zu erstellenden Alarm-
plan kann unterstellt werden, dass Per-
sonen sich in weniger als 30 Minuten 
in einem benachbarten Gebäude in Si-
cherheit bringen können. Hierdurch 
ergibt sich eine Verbesserung des Auf-
enthaltsfaktors von „A2“ zu „A1“ sowie 
des Gefahrenabwendungsfaktors von 
„G2“ zu „G1“.

(Gauß´sches Fahnenmodell) werden solche 
Effekte aber nicht ausreichend berücksich-
tigt. Hier könnte die geplante Änderung 
der Richtlinie VDI 3783 mit der Verwen-
dung des Lagrange‘schen Partikelmodells 
für die atmosphärische Ausbreitungsrech-
nung Abhilfe schaffen. Die grundsätzliche 
Vorgehensweise der Risikobetrachtung än-
dert sich hierdurch jedoch nicht.

Ermittlung des  
Kollektiv risikos

Die grundsätzliche Methodik zur Er-
mittlung des Kollektivrisikos ist in TS 7/8 
dargestellt. Danach ist zur Bewertung eines 
Bebauungsplangebiets neben der Ermitt-
lung des Individualrisikos mittels Risiko-
graph zusätzlich das Kollektivrisiko zu er-
mitteln. So ist eine Bewertung des Aus-
gangsrisikos sowie neuer Entwicklungen 
möglich, da die Schutzmaßnahmen in die 
Bewertung des Kollektivrisikos einfließen.

Das Kollektivrisiko hängt bei der Be-
trachtung einer Nutzung nicht von der 
absoluten Zahl der anwesenden Personen 
ab, sondern wird als das Verhältnis zwi-
schen der absoluten Personenzahl und 
dem Grad der Betroffenheit von Perso-
nen, der sich in den Risikozahlen aus-
drückt, definiert. 

Im Rahmen der vorliegenden Risiko-
betrachtung wird die Anzahl der poten-
ziell anwesenden Personen, die sich zum 
Zeitpunkt eines Ereignisses im Plangebiet 
aufhalten, anhand von Flächenmaßen, 
Nutzungszwecken und vorhandenen Ge-
nehmigungen für die einzelnen Gebäude 
abgeschätzt (in Baugenehmigungen wer-
den i. d. R. keine maximalen Nutzerzah-
len für Gebäude festgelegt). Für den me-
thodischen Ansatz der Risikobetrachtung 
ist die genaue Gesamtzahl der betroffenen 

Die Endergebnisse zur Ermittlung des 
Nutzungsrisikos der jeweiligen Freifläche 
unter Berücksichtigung von Maßnahmen 
wird in der Tabelle 4 aufgeführt.

Bewertung des  
Individual risikos

Wie in Bild 3 dargestellt, bleibt die 
Freifläche A nach der Risikobewertung 
unter Berücksichtigung von Schutzmaß-
nahmen weiterhin kritisch. Bei der Fläche 
handelt es sich um einen Parkplatz, der 
daher grundsätzlich nur kurzzeitig von 
Personen aufgesucht wird. Dies ist im 
Sinne einer Risikobetrachtung grundsätz-
lich günstig zu bewerten. Eine schnelle 
Räumung von sich dort aufhaltenden Per-
sonen erscheint bei einer schnellen Alar-
mierung z. B. mittels Sprachdurchsage 
zwar grundsätzlich möglich (Schadensab-
wendung/-minderung), kann aber im 
Rahmen der vorliegenden Systematik zu 
keiner Neueinstufung führen. 

Weiterhin liegt zwischen dem Freiset-
zungsort und dem Parkplatz ein hoher Ge-
bäuderiegel. Die Umströmung des Gebäu-
des hat einen nicht unerheblichen Einfluss 
auf die Immissionskonzentration am Park-
platz. Bei den derzeit zur Anwendung 
kommenden Ausbreitungsmodellen 

Tabelle 4 Ausgangs- und Nutzungsrisiko für Freiflächen.

Bild 3 Lage des Plangebiets im Hinblick auf das Ausgangsrisiko (links) und nach der Risikobewertung unter Ausschöpfung maximaler Schutzmaßnahmen 
(rechts). Grafik: Autoren



38 TECHNISCHE SICHERHEIT 11 (2021) NR. 09-10

A N L A G E N S I C H E R H E I T   

Personen nicht entscheidend, da es sich 
um eine Relativbetrachtung (vor und 
nach Berücksichtigung von Schutzmaß-
nahmen) handelt. Deshalb erfolgt im Sin-
ne einer konservativen Betrachtung zu-
nächst die reine Bewertung über die ein-
zelnen Gebäude und deren potenziell 
mögliche Personenzahl. 

Die Betrachtung erfolgt für alle Gebäu-
de im Plangebiet, also sowohl für die Aus-
gangssituation (Tabelle 5) als auch für 
die zukünftige Situation nach Änderungen 

bei 257,5 liegt. Damit das Risiko im Be-
bauungsplangebiet in Summe durch Ent-
wicklungen nicht steigt, müssen Maßnah-
men zur Kompensation getroffen werden. 
Mit den Tabellen 6 und 7 wird der ent-
sprechende Mechanismus und die mögli-
che Spannbreite aufgezeigt. 

Bei Umsetzung der gesicherten Alar-
mierung und Einhaltung einer 5-fachen 
LWR (siehe Tabelle 6) würden die ge-
planten Erweiterungen das Risiko in 
Summe nicht ansteigen lassen. Bei Reali-

unter Berücksichtigung von differenzier-
ten Schutzmaßnahmen (Tabelle 6) und 
maximalen Schutzmaßnahmen (Tabelle 
7). Grundlage bilden die in Tabelle 3 dar-
gestellten Ergebnisse.

Bewertung des  
Kollektiv risikos

Die Berechnung des Kollektivrisikos 
zeigt, dass das Ausgangsrisiko für die ge-
wichtete Gesamtanzahl der Betroffenen 

Tabelle 5 Ermittlung der gewichteten Gesamtanzahl der Betroffenen für die Ausgangssituation.

Tabelle 6 Ermittlung der gewichteten Gesamtanzahl der Betroffenen unter Berücksichtigung von Schutzmaßnahmen in nur geringem Umfang für bestehen-
de Nutzungen und maximale Schutzmaßnahmen für geplante Nutzungen (Ziel 1).

Tabelle 7 Ermittlung der gewichteten Gesamtanzahl der Betroffenen unter Berücksichtigung der maximalen Schutzmaßnahmen (Ziel 2).
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sierung der maximalen möglichen/denk-
baren Schutzmaßnahmen (siehe Tabelle 
7) würde sich die gewichtete Gesamtan-
zahl der Betroffenen von 3 ergeben. Ob 
ein solches Ziel im Bestand tatsächlich 
realisierbar ist bzw. welches Ziel im kon-
kreten Fall angestrebt wird, ist im Rah-
men des anstehenden Bebauungsplanver-
fahrens noch festzulegen. Grundlage hier-
für sind insbesondere Prüfungen der tech-
nischen Machbarkeit, die derzeit noch 
nicht alle abgeschlossen sind.

Zusammenfassung

Die Anwendung der in TS 7/8 vorge-
stellten Methodik an einem konkreten 
Beispiel zeigt, dass damit die Flächen im 
angemessenen Sicherheitsabstand unter 
sicherheitstechnischen Gesichtspunkten 
differenziert betrachtet und bewertet wer-
den können. 

Durch diesen Erkenntnisgewinn kön-
nen auch komplexe Gemengelagen gezielt 
weiterentwickelt und gleichzeitig eine 
deutliche Senkung des Risikos herbeige-
führt werden.

Der wesentliche Schlüssel zur Vermin-
derung der Risiken liegt in der besseren 
Vernetzung (Warnsignalübertragung) 
zwischen Betriebsbereich und Nachbar-
schaft. Je höher das Risiko ist, desto wirk-
samer muss eine Maßnahmenkette aufge-
baut werden. Die Maßnahmenkette und 

abstands den Ländern zur Anwendung 
empfohlen würde. Ein solcher Ansatz 
kann ein Instrument zur Überwindung 
von bestehenden und künftigen Konflik-
ten sein, die durch die Bestimmung des 
angemessenen Sicherheitsabstandes aufge-
worfen wurden. Dies wäre ein deutlicher 
Beitrag für eine höhere Planungssicherheit 
sowohl für Betriebsbereiche und als auch 
für kommunale Entwicklungen in dessen 
Nachbarschaft. n TS915

Teil 1 des Beitrags befindet sich in Heft 7/8 

der Technischen Sicherheit. 

die Schutzmaßnahmen am Schutzobjekt 
sind dabei unabhängig vom betrachteten 
toxischen Stoff. Der toxische Stoff be-
stimmt lediglich die Entfernung vom Be-
triebsbereich, in dem Maßnahmen erfor-
derlich werden.

Durch die hier zur Anwendung kom-
mende Methodik wird zusätzlich der 
Blick auf die an den Betriebsbereich an-
grenzenden Flächen mit hohem Risiko ge-
lenkt. Hier besteht besonderer Hand-
lungsbedarf. Da dieser Bereich deutlich 
geringer als der angemessene Sicherheits-
abstand ausfällt, erfolgt eine deutliche Fo-
kussierung auf kritische Bereiche. 

Bei Flächen mit mittlerem Risiko ist 
ein ausreichender Schutz häufig schon ge-
geben, wenn technische Raumlüftungen 
abgeschaltet werden. Diesem Aspekt sollte 
zukünftig mehr Aufmerksamkeit gewid-
met werden, da bei modernen Gebäuden 
zunehmend solche Anlagen verbaut wer-
den. Ein Not-Aus bei Neubauten oder 
entsprechend nachgerüsteten Bestands-
bauten ist für den Ereignisfall vorzusehen, 
mit vertretbarem technischen Aufwand 
umsetzbar und reduziert hier wirksam das 
Risiko.

Aus Sicht der Autoren wäre es im Sin-
ne eines möglichst einheitlichen Verwal-
tungsvollzugs in den Ländern wünschens-
wert, wenn ein solcher sicherheitstechni-
scher Ansatz zur Bewertung von Risiken 
innerhalb des angemessenen Sicherheits-
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